Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4778 


31 . 05. 96 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 13/4620 — 


Situation und Entwicklung der Betriebsrenten in Deutschland 


Die betriebliche Altersversorgung stellt ein wichtiges Element der Al- 
tersversorgung dar. Zugleich dienen die von den Unternehmen vorzu- 
nehmenden Pensionsrückstellungen als ein „internes Fremdkapital" 
und damit faktisch der Eigenkapitalausstattung, oder sie stehen bei 
externer Deckung dem Kapitalmarkt als Liquidität zur Verfügung. 

Gleichwohl mehren sich die Anzeichen, daß die betriebhche Altersver- 
sorgung in eine Krise gerät. So stagniert die Anzahl der Anwartschaften 
auf eine betriebhche Rente, die Bedingungen bei neuen Anwartschaften 
werden zunehmend verändert und schiießlich klagen Unternehmen 
über eine relativ hohe Belastung durch den vorgeschriebenen Rech- 
nungszins. 


Vorbemerkung 

Betriebliche Altersversorgung als zweite Säule der Alterssiche- 
rung ist sowohl in der Privatwirtschaft als auch im Bereich der 
öffentlichen Hand weit verbreitet. Da in dieser Kleinen Anfrage 
ausschließlich nach „Unternehmen“ und „Betrieben“ gefragt wird 
und die schon in den einleitenden Bemerkungen hergestellte 
Verbindung zu den „zugleich . . . von den Unternehmen vorzu- 
nehmenden Pensionsrückstellungen" bei den staatlichen und 
kommunalen Körperschaften nicht zutrifft, beziehen sich die 
Aussagen im folgenden ausschließüch auf den privatwirtschaft- 
hchen Bereich. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 29. Mai 1996 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Allgemeine Entwicklung der Betriebsrenten und Anzahl 
der Leistungsberechtigten 

1. Wie hat sich jeweils die Zahl der Anwärter mit unverfallbaren An- 
wartschaften und die Zahl der Leistungsempfänger in den letzten 
15 Jahren im einzelnen entwickelt, und welche Gründe sind aus 
Sicht der Bundesregierung für diese Entwicklung maßgeblich? 


Zahlenmaterial zur Erstellung einer historischen Zeitreihe über 
einen längeren Zeitraum ist nur aus den Geschäftsberichten des 
Pensions-Sicherungs-Vereins und des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungswesen verfügbar. In den Berichten werden 
Renten und Anwartschaften (hier Fälle) der Direktzusage, der 
Unterstützungskasse, der beliehenen oder widerruflichen Direkt- 
versicherung und der Pensionskassen unter Bundesaufsicht 
erfaßt. Nicht berücksichtigt werden Pensionskassen unter Lan- 
desaufsicht und nicht beliehene und nicht widerrufliche Direkt- 
versicherungen. Hierüber liegen z. Z. keine Informationen vor. 

Die Anwartschaften stiegen bis 1985 kontinuierlich auf 6,74 Mil- 
lionen an. Von 1985 nach 1986 war ein absoluter Rückgang der 
Anwartschaften auf 6,27 MUlionen zu verzeichnen. Für den Zeit- 
raum von 1986 bis 1991 ist wiederum eine Zunahme der Anwart- 
schaften festzustellen. Seit 1991 nimmt die Zahl der Anwartschaf- 
ten tendenziell ab. 

Die Zahl der Renten ist im Beobachtungszeitraum kontinuierlich 
gestiegen. Ein Zusammenhang zwischen Rentenverlauf und 
Anwartschaftsverlauf ist aufgrund der langen Zykluszeiten (ca. 
30 Jahre, zwischen der Erlangung einer erstmaligen Anwartschaft 
und dem erstmaligen Erhalt einer Rente) statistisch nicht nach- 
weisbar. 

Zu den Einzelheiten wird auf die Tabelle (Anlage 1) verwiesen. 

Die Ursachen für die stagnierende bzw. rückläufige Entwicklung 
der Anwartschaften sind vielschichtig. Von zentraler Bedeutung 
ist die seit Ende der 80er Jahre erschwerte wirtschaftliche Situa- 
tion der Unternehmen im globalen Wettbewerb. Auch Großunter- 
nehmen überprüfen verstärkt ihre freiwilligen sozialen Leistun- 
gen. Eine Ursache für die rückläufige Entwicklung dürften aller- 
dings auch die Auswirkungen der in früheren Jahren erfolgten 
Schließung von Versorgungswerken sein. Letztere werden auch 
nicht durch Neueinführungen oder durch Leistungsverbesse- 
rungen in Form der Erweiterung des berechtigten Personen- 
kreises kompensiert. 


2. Wie hat sich in diesem Zeitraum die Höhe der gezahlten betrieb- 
lichen Altersrenten, jeweils differenziert nach Anzahl der Emp- 
fänger und Höhe des Zahlbetrages, sowie der durchschnittlich ge- 
zahlte Betrag entwickelt? 


Hierüber liegen keine Daten im Zeitverlauf vor. Die Untersuchung 
„Alterssicherung in Deutschland" liefert lediglich Daten für die 
Jahre 1986 und 1992. 
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Die Anzahl der eigenen Renten für Männer und der abgeleiteten 
Renten ist von 1986 bis 1992 um rd. 24 % bzw. 22 %, die Anzahl der 
eigenen Renten für Frauen um ca. 44 % gestiegen. Erwartungs- 
gemäß hat dies zur Folge, daß sich die Verteilung der Anzahl 
der Rentenempfänger in Richtung höhere Monatsrente verscho- 
ben hat. 1992 sind die Rentenfälle je Klasse unter 200 DM 
Monatsrente durchweg niedriger, die Rentenfälle je Klasse über 
200 DM Monatsrente durchweg höher als 1986. 

Zu den Einzelheiten wird auf die Tabelle (Anlage 2) verwiesen. 


3. Wie hat sich die Zahl der Betriebe mit einem Angebot betriebhcher 
Altersversorgung nach Größenklassen entwickelt, und welche 
Gründe für diese Entwicklung sieht die Bundesregierung? 


Vergleichbares statistisches Zahlenmaterial liefern die Ifo-Unter- 
suchungen, die 1979 und seit 1981 im Dreijahresintervall in den 
Wirtschaftszweigen Industrie und Handel durchgeführt wurden. 

In der Industrie liegt der Anteil der Unternehmen mit betrieblicher 
Altersversorgung im Jahre 1993 mit 64 % auf dem gleichen Niveau 
wie 1979. Auch in den einzelnen Unternehmensgrößenklassen 
sind keine statistisch signifikanten Veränderungen festzustellen. 

Im Handel stieg der Anteil der Unternehmen mit betrieblicher 
Altersversorgung von 28 % im Jahre 1979 auf 34 % im Jahre 1993. 
In allen Unternehmensgrößenklassen ist ein Anstieg zu verzeich- 
nen. 

Zu den Einzelheiten wird auf die Tabelle (Anlage 3) verwiesen. 

Die Entwicklung beruht im einzelnen darauf, daß im Bereich der 
Industrie die betriebliche Altersversorgung seit langem stark ver- 
breitet ist, während im Handel - ausgehend von einem niedrigen 
Niveau - ein Nachholbedarf bestand, der zu dem ausgewiesenen 
Anstieg geführt hat. 


4. Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang die Entwicklung zu 
flexibleren Arbeits Verhältnissen, insbesondere befristeter Beschäf- 
tigung, Teilzeit usw.? 


Über Auswirkungen der Entwicklung zu flexibleren Arbeitsver- 
hältnissen sind Untersuchungen nicht bekannt. 

Aufgrund der in der Regel zehnjährigen Verfallbarkeit betrieb- 
licher Rentenzusagen dürfte die betriebliche Altersversorgung bei 
befristet Beschäftigten kaum relevant werden. 

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts und des 
Europäischen Gerichtshofes ist eine Differenzierung nach Voll- 
und Teilzeitbeschäftigten ~ mit Ausnahme geringfügig Be- 
schäftigter - nicht möglich. Dies hat möglicherweise in einzelnen 
Fällen, z.B. beim Handel, dazu geführt, daß Versorgungswerke 
für Neuzugänge geschlossen worden sind. 
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11. Gründe für die Entwicklung des Angebots von Betriebsrenten 
seitens der Arbeitgeber 

5. Wie kann nach Ansicht der Bundesregierung die Zahl der Betriebe 
erhöht werden, die ihren Beschäftigten Vereinbarungen über eine 
betriebhche Altersrente anbieten? 


Um den Anreiz zu verstärken, auch künftig neue Betriebs- 
rentenzusagen zu geben und die entsprechende Zahl der Betriebe 
zu erhöhen, strebt die Bundesregierung an, die Rahmenbedin- 
gungen der betrieblichen Altersversorgung durch arbeitsrecht- 
liche und steuerrechtliche Maßnahmen zu verbessern. Ziel ist 
dabei, sowohl den materiellen Gehalt der Zusagen als auch ins- 
besondere den Anreiz für die Vergabe neuer Zusagen zu erhalten 
und zu verbessern. Maßnahmen hierzu werden derzeit geprüft. 
Über Einzelheiten ist noch nicht entschieden. Die Bundesregie- 
rung ist sich allerdings bewußt, daß ohne einen nachhaltigen 
konjunkturellen Aufschwung die Wirkung gesetzgeberischer 
Maßnahmen begrenzt sein dürfte. 


6, Wie ist in diesem Zusammenhang die erhöhte Pauschalbesteuerung 
von Rückstellungen im Rahmen des Jahressteuergesetzes zu inter- 
pretieren? 


Das vom Deutschen Bundestag ursprünglich beschlossene Jah- 
ressteuergesetz 1996 sah für die Pauschalbesteuerung von Zu- 
wendungen an Pensionskassen keine Anhebung des Pausch- 
steuersatzes vor. Der Gesetzesbeschluß des Deutschen Bundes- 
tages wurde jedoch vom Bundesrat abgelehnt. Daraus ergab sich 
die Notwendigkeit, im Vermittlungsausschuß zu einem Kompro- 
miß zu gelangen. 

Das gesamte sog, „Gegenfinanzierungspaket" mit einem Ge- 
samtumfang von 4,26 Mrd. DM entsprach nicht den Vorstellungen 
der Bundesregierung. Sie wollte die Bürger ohne „Gegenfinan- 
zierung" ab 1996 um 22 Mrd. DM netto entlasten. Die Mehrheit 
der Länder hat dagegen 14 Mrd. DM an „Gegenfinanzierung" 
gefordert. Im Vermittlungsverfahren erfolgte eine Einigung auf 
4,26 Mrd. DM. 

Als Teil der Gegenfinanzierungsmaßnahmen war ursprünglich 
eine Anhebung des Pauschsteuersatzes auf 25 % gefordert wor- 
den. Aufgrund des Vermittlungsergebnisses enthält das Jahres- 
steuergesetz 1996 dagegen nur eine Anhebung des Pausch- 
steuersatzes auf 20%. Außerdem ist die Pauschalierungsgrenze 
für Zuwendungen an Pensionskassen von 3 000 DM auf 3 408 DM 
jährlich erhöht worden. Hierdurch bleibt zum einen der Vorteil für 
die Arbeitnehmer erhalten, deren Einkommen ab 1996 einer 
höheren Grenzsteuerbelastung unterliegt. Zum anderen wird 
durch die Anhebung der Pauschalierungsgrenze die Pauschalie- 
rungsmöglichkeit für Zuwendungen an Pensionskassen maßvoll 
erweitert. Eine signifikante Verschlechterung der Rahmenbedin- 
gungen für die betriebliche Altersvorsorge ist damit genauso 
verhindert worden wie bei der Anhebung des Pauschsteuersatzes 
auf 15% durch das Steuerreformgesetz 1990 mit Wirkung ab 
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1. Januar 1990, bei der gleichzeitig ebenfalls die Pauschalie- 
rungsgrenzen erhöht wurden, um die Pauschalierungsmöglichkeit 
auch unter Berücksichtigung des weggefallenen Zukunfts- 
sicherungsfreibetrags von 312 DM jährlich noch - wenn auch in 
geringem Umfang - auszudehnen. 


7. Welche gesetzlichen, steuerlichen oder anderen Rahmenbedingun- 
gen müssen geändert werden, um die betriebliche Altersversorgung 
auch künftig für Arbeitgeber attraktiv zu gestalten? 

8. Welche anderen Rahmenbedingungen lassen sich von staatlicher 
Seite ändern, um das Angebot der betrieblichen Altersversorgung 
zu erhöhen? 


Die Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland können bei 
der Gewährung einer betrieblichen Altersversorgung arbeits- 
rechtlich zwischen vier verschiedenen Durchführungswegen 
wählen: zwischen dem internen Durchführungsweg der Direkt- 
zusage, die Pensionsrückstellungen ermöglicht, und den externen 
Durchführungswegen der Direkt Versicherung, der Pensionskasse 
und der Unterstützungskassen. Das bundesdeutsche Steuerrecht 
trägt der arbeitsrechtlichen Vielfalt Rechnung. Die bei dem ein- 
zelnen Durchführungsweg eintretenden Rechtsfolgen folgen den 
allgemeinen Grundsätzen der steuerlichen Gewinnermittlung 
und der Lohnbesteuerung. Einer grundlegenden Änderung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen oder einer bevorzugten Be- 
handlung der externen Durchführungswege bedarf es bei die- 
ser Ausgangstage grundsätzlich nicht. Die Bundesregierung ist 
aber unter Finanzierungsvorbehalt bereit, Überlegungen für 
eine Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen der be- 
trieblichen Altersversorgung zu prüfen; hierbei geht es insbe- 
sondere um Vorschläge, die beitragsfinanzierte Ausfinanzierung 
von Versorgungsverpflichtungen, die von einer Unterstützungs- 
kasse erbracht werden, steuerlich zu ermöglichen. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 


UL Auswirkungen von im Betriebsrentengesetz vorgesehenen und 
weiteren Möglichkeiten zur Beeinflussung bzw. Änderung von An- 
wartschaften 

9. Wie hat sich die in § 17 Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes enthal- 
tene Regelung, wonach die Tarifvertragsparteien die Möglichkeit 
haben, für Höhe und Übernahme unverf allbarer Anwartschaften 
sowie bei Anpassung laufender Renten abweichende Regelungen 
zu treffen ausgewirkt? 

Hat sich die Bestimmung nach Ansicht der Bundesregierung be- 
währt, oder müßte sie geändert werden? 

Wenn ja, wie? 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über das Ausmaß 
der Anwendung des § 17 Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes in 
Tarifverträgen vor. Unabhängig davon ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß die Bestimmung nicht geändert werden 
sollte, weil den Tarifvertragsparteien weiterhin die Möglichkeit 
gegeben werden sollte, branchenspezifische Regelungen zu 
treffen. 
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10. Wie beurteilt die Bundesregierung eine Verkürzung bzw. Abschaf- 
fung der UnverfaUbarkeitsfristen sowie der Altersgrenzen gegen- 
über der geltenden Regelung der §§ 1 und 2 des Betriebsrenten- 
gesetzes bzw. entsprechenden Harmonisierungsbestrebungen auf 
europäischer Ebene? 


Im Zusammenhang mit der von der Bundesregierung ange- 
strebten Verbesserung der Rahmenbedingungen der betrieb- 
lichen Altersversorgung werden auch die Voraussetzungen der 
Unverfallbarkeit erworbener Anwartschaften auf Betriebsrenten 
geprüft, insbesondere eine maßvolle Verkürzung der Unverfall- 
barkeitsfristen. Die Meinungsbildung hierzu ist noch nicht abge- 
schlossen. 


Die Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, daß in die- 
sem Bereich ausschließlich der nationale Gesetzgeber angespro- 
chen ist und entsprechende Harmonisierungsbestrebungen der 
EU das Subsidiaritätsprinzip verletzen, weil die soziale Absiche- 
rung der Erwerbstätigen in den Mitgliedstaaten der EU in sehr 
unterschiedlichem Maß durch gesetzliche und/oder betriebliche 
Systeme gewährleistet wird. 


1 1 . Welchen Standpunkt vertritt die Bundesregierung zur Frage einer 
Dynamisierung unverf allbarer Anwartschaften ausgeschiedener 
Mitarbeiter vor dem Hintergrund, daß die zur Deckung solcher An- 
sprüche zurückgesteUten Mittel auch nach dem Ausscheiden sol- 
cher Mitarbeiter Erträge erwirtschaften? 


Da die betriebliche Altersversorgung eine freiwillige Leistung der 
Arbeitgeber ist, wäre bei einer gesetzlich vorgeschriebenen 
Dynamisierung nicht auszuschließen, daß Unternehmen aufgrund 
der durch diese Ansprüche entstehenden finanziellen Mehr- 
belastung ihre Neuzusagen ermäßigen oder ihre Versorgungs- 
werke schließen. Im Ergebnis könnte deshalb eine solche Rege- 
lung dem erklärten Ziel der Bundesregierung zuwiderlaufen, die 
Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung zu fördern. So- 
weit eine solche Dynamisierung auf vertraglicher Grundlage be- 
ruht, wird sie im Interesse der betroffenen Arbeitnehmer begrüßt. 


12. Wie ist die Haltung der Bundesregierung hinsichtlich der Klagen 
von Unternehmen bzw. Wirtschaftsverbänden, Zahlungen von Be- 
triebsrenten würden eine zunehmende Kostenbelastung darstellen, 
vor dem Hintergrund, daß die Kapitalbildung im Rahmen der be- 
trieblichen Alters Vorsorge steuerlich gegenüber anderen Kapital- 
bildungsformen immer noch stark begünstigt ist und der Steuer- 
zahler die betriebliche Altersversorgung also bereits heute in hohem 
Maße unterstützt? 


Die Kosten der betrieblichen Altersversorgung richten sich im 
Einzelfall in erster Linie nach dem Umfang der erteilten Zusage. 
Dem wird nach dem Stichtagsprinzip im Rahmen der steuerlichen 
Behandlung der übernommenen Verpflichtung auf betriebliche 
Altersversorgung Rechnung getragen. Insoweit stellt der Ausweis 
von Pensionsrückstellungen in der Steuerbilanz keine steuerliche 
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Begünstigung dar. Die Rückstellungen spiegeln vielmehr die 
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung grundsätzlich zu berücksichtigende Verpflichtung 
des Unternehmens in der Steuerbilanz wider. 


13. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die aus der Recht- 
sprechung resultierende Anpassung der Betriebsrenten an die Le- 
benshaltungskosten eine nicht mehr zumutbare Belastung der 
Unternehmen darstellen? 

Wenn ja, welche Dynamisierung hält die Bundesregierung dem- 
gegenüber für angemessen? 


Nach Auffassung der Bundesregierung sollte ein möglicherweise 
vor Jahrzehnten zugesagter Rentenbetrag ab Eintritt des Versor- 
gungsfalls seinen inneren Wert behalten. Andernfalls würde ab 
Leistungsbeginn der Realwert der Betriebsrenten ausgezehrt. 
Dies wäre mit dem Stellenwert und der quantitativen Bedeutung 
der betrieblichen Altersversorgung als zweite Säule der Alters- 
sicherung nur schwer vereinbar. Dabei ist für die Beurteilung von 
Bedeutung, daß das Betriebsrentengesetz die Anpassung der lau- 
fenden Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nur unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Läge des Arbeitgebers 
vorsieht. Eine nicht mehr zumutbare Belastung der Unternehmen 
ist daher grundsätzlich nicht erkennbar. 


14, Plant die Bundesregierung eine Anpassung der Sterbetafeln an die 
aktuelle Entwicklimg? 

Wenn nein, warum nicht? 


Pensionsrückstellungen wegen einer Direktzusage sind u. a. nach 
den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik zu be- 
werten. Danach wirkt sich die wahrscheinliche Lebenserwartung 
des Begünstigten auf den Verpflichtungsumfang des Unterneh- 
mens und auf die Höhe der Rückstellungen aus. Das Einkom- 
mensteuergesetz enthält keine Vorgaben, welche Sterbetafeln in 
diesem Zusammenhang zu verwenden sind. Daran sollte fest- 
gehalten werden. 


15. Hält die Bundesregierung den derzeit geltenden Rechnungszins bei 
Pensionsrückstellungen von 6 % für angemessen? 

Welche Zinshöhe hält sie ggf. für angemessen? 

Wie hoch ist der durchschnittliche Zinsgewinn der Unternehmen, 
die solche Rückstellungen vornehmen, derzeit gegenüber anderen 
langfristigen Verschuldungsformen? 

Wie hoch war er schätzungsweise in der Vergangenheit? 

Hält die Bundesregierung die aktuelle Situation für eine Dauer- 
erscheinung, oder ist sie nicht vielmehr Ausfluß des gegenwärtig 
geringen Zinsniveaus für langfristige Kapitalanlagen? 


Die Bundesregierung hält den derzeit geltenden Rechnungs- 
zinsfuß von 6 % bei der Bewertung von Pensionsrückstellungen 
für angemessen. Es ist z. Z. nicht vorgesehen, diesen Rechnungs- 
zinsfuß zu ändern. Er orientiert sich letztlich an der langfristigen 
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Kapitalrendite pensionsverpflichteter Unternehmen und dem 
Zinssatz für langfristige Fremdgelder. Kurzfristige Schwankungen 
bei diesen Größen geben keinen Anlaß, den Rechnungszinsfuß 
entsprechend anzupassen. 


16. Auf welche Höhe schätzt die Bundesregierung im einzelnen die 
Steuerausfälle, wenn der Rechnungszins nach ihren Vorstellungen 
geändert und die Sterbetafeln an die neuere Entwicklung angepaßt 
würden? 


Es ergibt sich kein Anpassungsbedarf. 

Auf die Antworten zu den Fragen 14 und 15 wird hingewiesen. 


17. Liegen der Bimdesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob neuere 
Angebote einer betrieblichen Altersversorgung von den Bestim- 
mungen des Betriebsrentengesetzes abweichen und daher nicht 
den dort kodifizierten Schutzvorschriften unterliegen? 

Welchen Umfang nehmen solche neue Formen ein? 

Welche anderen Schutzmechanismen für die Anwartschaften der 
Beschäftigten sind in diesen neueren Formen vorgesehen? 


Erkenntnisse der angesprochenen Art liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. 
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Anlage 1 

Entwicklung von Renten und Anwartschaften von 1977 bis 1993 von „unter Insolvenzschutz 
stehenden Versorgungsberechtigten^) " und „Pensionskassen^)" alte Bundesländer 


Jahr 

Renten 

Anwartschaften 

Summe 

Steigerung gegenüber dem Vorjahr 

Renten 

Anwartschaften 

Summe 

Fälle in Mio. 

Prozent 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1977 

2,13 

4,60 

6,73 




1978 

2,21 

4,69 

6,90 

3,4 

1,9 

2,4 

1979 

2,27 

4,84 

7,11 

2,9 

3,2 

3,1 

1980 

2,35 

5,26 

7,61 

3,7 

8,7 

7,1 

1981 

2,48 

5,60 

8,08 

5,2 

6,4 

6,0 

1982 

2,61 

5,97 

8,58 

5,3 

6,6 

6,2 

1983 

2,71 

6,05 

8,77 

4,1 

1,4 

2,2 

1984 

2,86 

6,67 

9,52 

5,2 

10,2 

8,6 

1985 

2,98 

6,74 

9,72 

4,5 

1,0 

2,1 

1986 

3,01 

6,27 

9,28 

0,8 

-6,8 

-4,5 

1987 

3,18 

6,42 

9,59 

5,7 

2,3 

3,4 

1988 

3,26 

6,49 

9,75 

2,5 

1,2 

1,6 

1989 

3,33 

6,54 

9,87 

2,2 

0,7 

1,2 

1990 

3,47 

6,73 

10,20 

4,2 

3,0 

3,4 

1991 

3,60 

6,90 

10,50 

3,8 

2,5 

2,9 

1992 

3,65 

6,77 

10,42 

1,2 

-1,8 

-0,8 

1993 

3,76 

6,71 

10,46 

3,0 

-0,9 

0,4 

1994 

3,87 

6,75 

10,62 

3,2 , 

0,5 

1,5 


Insolvenzschutz: Direktzusage, Unterstützungskasse, beliehene oder widerrufliche Direktversicherung. 
Unter Bundesaufsicht. 

Quelle: PSV; BAV. 
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Anlage 2 


Höhe der BAV 

Personen ab 55 Jahre/alte Bundesländer 
Ergebnisse der ASID 1986 und 1992/alte Bundesländer 


Jahr 

1986 

1992 

Eigene Renten 

Abge- 

leitete 

Renten 

Eigene Renten 

Abge- 

leitete 

Renten 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Betrag je Bezieher 

DM/M 

527 

219 

250 

652 

316 

306 

Prozentuale Vertei- 
lung^) der Emp- 
fänger nach Renten 
von . . . DM bis 

unter . . . DM 








bis 50 

% 

4 

12 

16 

3 

8 

10 

50 bis 100 

% 

15 

25 

27 

11 

18 

22 

100 bis 200 

% 

31 

30 

28 

28 

30 

27 

200 bis 400 

% 

21 

19 

16 

20 

19 

21 

400 bis 600 

% 

9 

8 

4 

11 

12 

8 

600 bis 1 000 

% 

7 

3 

6 

9 

7 

6 

1 000 bis 1 400 

% 

4 

1 

0 

5 

4 

4 

1400 bis 2 000 

% 

3 

1 

2 

4 

1 

2 

2 000 und mehr 

% 

4 

0 

2 

8 

1 

1 


Summenabweichungen von 100 % sind rundungsbedingt. 
Quelle: ASID 1986/1992. 
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Anlage 3 


Verbreitung der BAV in der Industrie und im Handel von 1979 bis 1993 
nach Betriebsgrößenklassen 
Ergebnisse des ifo-Instituts/alte Bundesländer 


Jahr 

Industrie 

Handel 


Unternehmen mit BAV in % der Unternehmen der 
jeweiligen Größenklasse 

Unternehmen mit BAV in % der Unternehmen der jeweiligen Größenklasse 


Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . , . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

insge- 

samt 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

Unter- 

nehmen 

mit Be- 
schäf- 
tigten 

von . . . 

bis . . . 

insge- 

samt 


20-49 

50-199 

200- 

999 

1000 

u. m. 


3-5 

6-9 

10-19 

20-49 

50-199 

200- 

499 

500 

u. m. 



in Prozent 

1 

2 

3 

4 

— 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

1979 

44 

72 

89 

98 

64 

20 

29 

33 

43 

58 

54 

77 

28 

1981 

50 

75 

92 

97 

67 

21 

28 

40 

50 

67 

81 

85 

30 

1984 

44 

75 

92 

97 

63 

22 

36 

35 

50 

68 

67 

82 

30 

1987 

39 

75 

91 

99 

61 

23 

38 

32 

47 

71 

85 

87 

32 

1990 

44 

76 

89 

99 

64 

24 

33 

38 

50 

66 

82 

93 

31 

1993 

45 

73 

91 

97 

64 

28 

36 

42 

55 

61 

70 

85 

34 


Quelle: Ifo 1993. 
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